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5 Einladung 
Kreiskionferenz zu der am 2. Oktober 1910, vormittags 10 Uhr, 


Sonntag, den 25. Sept. 1910, vormittags 10 Uhr, im Hotel „Terminus“ in Winterthur ſtattfindenden 


im Gaſthof 3. Sternen in Bremgarten (Aargau). Herbſthauptuerſammlung. 
= — N om . . 91 2 N 
Traktanden: (Sitzung der Kommiſſionsmitglieder 9½ Uhr.) 
1. Appell. 5 
2. Verleſen des letzten Protokolls. | 1. Appell Traktanden: 
g sablage pro 1909. 7 8 ; 
Du ng 9 90 u 2. Verleſen des letzten Protokolls. 
4. Wahl des Vorortes. 8. Kutnabme er Mitaliebe 
5. Wahl des Vorſtandes. (Präſident und Aktuar haben 5 a 13 ee Et 4 ahl ei 
dem Vorort anzugehören. Zur Wahl der übrigen drei | 2 Mitt 16 = tn sr E 
Vorſtandsmitglieder werden von der Konferenz drei 95 8 it et 9 Ttarten er Kommiſſion. 
weitere Verbandsvereine beſtimmt, welche dann die = an Fe 5 er 
Wahl vorzunehmen haben. Art. 3 der Statuten.) a 211 ep es nächſten Verſammlungsortes. 
6. Beſtimmung des nächſten Verſammlungsortes. 8. Allgemeine Umfrage. 
Gemeinſchaftliches Mittageſſen. (Reſtaurant Waag.) Anſchließend den Verhandlungen gemeinſchaftliches 
Nachher Fortſetzung der Verhandlungen. f Mittageſſen. Die übrige Zeit wird zur Unterhaltung und 
7. Referat: „Der Geldverkehr der Verbandsvereine mit Geſelligkeit benützt. 
der Zentralſtelle.“ Referent: Herr Jäggi, Präſident In ihrem eigenen Intereſſe, werden ſämtliche Kollegen 
der Verwaltungskommiſſion des V. S. K. | der ganzen Schweiz zu dieſer Verſammlung freundlichſt 
8. Mitteilungen über den Warenmarkt. eingeladen. N 
9 Die Nommiſſton. 
9. Allgemeime Umfrage. EN RE e 
Obſchon der Verſammlungsort nicht im Zentrum des Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 
X. ſtreiſes gelegen iſt, erwarten wir dennoch ein zahl— ya 
reiches Erſcheinen. ER 15 agent 8 5 
5 6 g erheirateter, tüchtiger cker sucht Stelle in einem Konsum- 
Mit genoſſenſchaftlichem Gruß V verein. Offerten unter Chiffre A. B. 164 an den V. S. K. in Basel. 
Für den Vorſtand des X. Kreiſes: Jute strebsames, kautionsfähiges Ehepaar sucht sofort oder 
Der Präſident: Joh. Glattſelder. später ein grösseres Konsumdepot zu übernehmen. Gute Re— 
Der Aktuar: 3. Keller. ferenzen stehen zu Diensten. Gefl. Offerten erbeten unter Chiffre 
I M. E. 148 an den V. S. K. in Base 
IB. Um die genaue Teilnehmerzahl für das Mittageſſen zu B an . a 
ermitteln, erſuchen wir die Herren Vereinsvorſtände, die Anzahl ochter, zwanzigjährige, mit Erfahrungen mehrjähriger Tätigkeit 
ihrer Delegierten dem Präſidenten J. Glattfelder bis ſpäteſtens im elterlichen Geschäft, der deutschen, französischen und ita— 
den 23. September mitteilen zu wollen. lienischen Sprache in Wort und Schrift mächtig, sucht Stelle als 
m I Verkäuferin in einem Konsumverein,. Eintritt auch sofort. Offerten 
+ + ter Chiffre A. R. 169 an den V. S. K. in Basel. 
Verband Schweiz. Konfumvwersine |" F 
> = in sehr tüchtiger Meistersalzer und Käseeinkäufer, gelernter 
3 * Käser, anfangs der 30er Jahre, seit mehreren Jahren in grosser 
1 Genoſſenſchaftliche Titeratur ieder Art * Weltfirma in ungekündeter Stelle, sucht per 1. Mai 1911 Stelle in 
kann ſtetsfort bezogen werden. | grösserem Konsumverein. Anfragen unter Chiffre 108 C. L. an 
5 V.S.K. Basel. 


— x > können jeder- Nachfrage. 
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8 (Lebensmittelbranche) wird per sofort gesucht. Offerten zu 
Abteilung Bureauartikel des V. S. K. bezogen werden. richten an die Konsumgenossenschaft Dornbirn Voralberg. 
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X. Jahrgang. 


Die dritte Genoſſenſchaftsreſolution der ſozial— 
demohkratiſchen Partei Zeutſchlands. 


In dem Artikel „Eine Stellungnahme“ in Nr. 35 d. Bl. 
haben wir den Wortlaut der Reſolutionen wiedergegeben, 
welche auf den Parteitagen der ſozialdemokratiſchen Partei 
Deutſchlands in den Jahren 1892 und 1899 gefaßt wurden. 
Dem diesjährigen Parteitage, der in dem Augenblick, wo 
wir dieſes ſchreiben, in Magdeburg ſich abſpielt, iſt die 
Aufgabe zugefallen, zu einer dritten, ihm von dem Partei— 
vorſtand und der Kontrollkommiſſion zugegangenen Reſo— 
lution in Sachen der Genoſſenſchaftsfrage Stellung zu 
nehmen. Wie wir bereits in dem oben erwähnten Artikel 
und in der darauf folgenden Auseinanderſetzung andeuteten, 
war nach einer im Berliner „Vorwärts“ erſchienenen Er— 
örterung eine bedeutſame Schwenkung in der Auffaſſung 
und Wertung der konſumgenoſſenſchaftlichen Bewegung zu 
erwarten. Da die neueſte Reſolution noch kurz vor Re— 
daktionsſchluß bekannt geworden iſt, wollen wir nicht ver— 
ſäumen, ſie in ihrem Wortlaut mitzuteilen und daran noch 
einige kurze Betrachtungen zu knüpfen, die zu erweitern 
und zu vertiefen wir anläßlich einer folgenden Beſprechung 
des Hamburger Internationalen Genoſſenſchaftskongreſſes 
Gelegenheit finden werden. Die dem Magdeburger Partei— 
tag unterbreitete Reſolution, welche wahrſcheinlich unver— 
ändert zur Annahme gelangen wird, hat folgenden, für 
die Beleuchtung der Situation ſehr charakteriſtiſchen Wortlaut: 

„Bei der Bewertung der Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
kommen für die ſozialdemokratiſche Partei vornehmlich 
die Konſumvereine in Betracht. 

Die Konſumvereine ſind Organiſationen zur Er— 
zielung wirtſchaftlicher Vorteile, indem ſie durch direkte 
Uebermittlung der wichtigſten Gebrauchsgegenſtände des 
täglichen Bedarfs an die Konſumenten, deren Kaufkraft 
erhöhen. 

Die allgemeine Verteuerung der Lebensmittel und 
der wichtigſten Gebrauchsgegenſtände, die vor allem 
eine Folge der agrariſchen Zoll- und Wirtſchaftspolitik 
des deutſchen Reiches iſt, hat die breiten Volksmaſſen 
in ſteigendem Maße auf die Nützlichkeit des Zuſammen— 
ſchluſſes in Konſumgenoſſenſchaften hingewieſen. 

Je mehr die Maſſen den Konſumvereinen beitreten 
und dort ihre Bedürfniſſe decken, deſto mehr ſteigert 
ſich die Leiſtungsfähigkeit dieſer Organijationen auf 
wirtſchaftlichem Gebiete. Je mehr die Mitglieder der 
Konſumvereine mit den Mitgliedern der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei und der freien Gewerkſchaften identiſch 
werden und von deren Geiſt erfüllt ſind, deſto beſſer 
können ſie wertvolle ſoziale Arbeit leiſten durch Schaff— 
ung vorbildlicher, mit den Gewerkſchaften vereinbarten 
Lohn- und Arbeitsverhältniſſe für ihre Angeſtellten. 
Durch Einrichtung von Not- und Hilfsfonds für ihre 
Mitglieder, durch Einwirkung auf die Arbeitsverhält— 
niſſe der Arbeiter jener Betriebe, deren Abnehmer die 
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Organ des Verbands schweiz Konſumwereine. 
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Daſel, den 24. September 1910. 
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Genoſſenſchaften find, durch Uebergang zur Eigenpro— 
duktion und durch Erziehung der Arbeiter zur ſelbſt— 
ſtändigen Leitung ihrer Angelegenheiten, können die 
Konſumgenoſſenſchaften ein wirkſames Mittel zur Unter— 
ſtützung im Klaſſenkampfe ſein. 

Die Konſumvereine erledigen ihre Aufgabe ſelbſt— 
ſtändig und unabhängig. Mit ihrer zunehmenden wirt— 
ſchaftlichen Bedeutung und der Verſchärfung der Klaſſen— 
gegenſätze wächſt ihre Gegnerſchaft in bürgerlichen Kreiſen; 
durch ausnahmgeſetzliche Beſtimmungen und ſchikanöſe 
Verwaltungsmaßnahmenſuchen die Behörden und bürger— 
lichen Parteien ihre Entwicklung zu hemmen. Die gleichen 
Kreiſe haben ehedem die Gründung von Konſum— 
vereinen als eines der vornehmſten Mittel für die Löſung 
der ſozialen Frage empfohlen. 

Die ſozialdemokratiſche Partei vertritt die Intereſſen 
der Konſumgenoſſenſchaften in der Preſſe und in den 
parlamentariſchen Körperſchaften wider die Angriffe ihrer 
Gegner. Dieſes Eintreten für die Konſumvereine ent— 
ſpricht den Klaſſenintereſſen des Proletariats, denn die 

genoſſenſchaftliche Tätigkeit iſt eine wirkſame Ergänzung 

des politiſchen und gewerkſchaftlichen Kampfes für die 

Hebung der Lage der Arbeiterklaſſe. 

Der Parteitag fordert die Genoſſinnen und Genoſſen 
dringend auf, in dieſem Sinne zu wirken und die im 
Geiſte der modernen Arbeiterbewegung geleiteten Konſum— 
vereine zu unterſtützen.“ 

Auch ein ganz oberflächlicher Vergleich dieſer neueſten 
Reſolution mit den beiden vorhergehenden Erklärungen 
von 1892 und 1899 weiſt auf den Umſchwung hin, der 
inzwiſchen in der Bewertung des Genoſſenſchaftsweſens 
ſelbſt in jenen Parteikreiſen eingetreten iſt, die urſprüng— 
lich der Genoſſenſchaftsbewegung gegenüber eine gegneriſche 
oder doch wenigſtens eine unfreundliche Haltung beob— 
achteten. Welch ein ungeheurer Hiatus klafft zwiſchen der 
Reſolution von 1892 und derjenigen von 1910! Dort eine 
direkte Aufforderung zur genoſſenſchaftlichen Abſtinenz, ſo— 
weit es ſich nicht um die Schaffung von Brotſtellen für 
im politiſchen Kampfe vernichtete oder geſchwächte Exi— 
ſtenzen handelt, hier ein ſchmetterndes Fanfarenſignal zur 
Sammlung der „Genoſſinnen und Genoſſen“ in den „im 
Geiſte der modernen Arbeiterbewegung geleiteten Konſum— 
vereinen.“ 

Dennoch iſt nicht zu verkennen, daß die Redaktoren 
der neueſten Reſolution bemüht waren, eine gewiſſe orga— 
niſche Kontinuität der Auffaſſung zu wahren. Dies mag 
vielleicht der Grund ſein, daß eine eigentliche theoretiſche 
Schwenkung nicht vollzogen wurde, die tatſächliche Haltung 
aber ſchließt ein indirektes Eingeſtändnis früherer irrtüm— 
licher Bedenken in ſich. Theoretiſch war der Berliner 
„Vorwärts“ in den von uns angezogenen Erörterungen 
weiter gegangen als die vorliegende Reſolution, in praf- 
tiſcher Hinſicht dagegen handelt es ſich um die Verfolgung 
desſelben Zieles. Das Neutralitätsprinzip von 1899, 
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in welchem eine unſichere reſervierte Haltung zum Aus- 
druck kam, iſt aufgegeben und an ſeine Stelle ein Okku— 
pationsprinzip geſetzt. Dieſes ſelbſt wurde in der Ein— 
heit der proletariſchen Arbeiterbewegung verankert, und ſo 
iſt es gekommen, daß die urſprünglich bekämpfte Vorſtellung 
von der „Dreieinigkeit“ des politiſchen, gewerkſchaftlichen 
und genoſſenſchaftlichen Sozialismus zu einer Art von 
Dogma erhoben wurde. Dabei ſollen allerdings die Kon— 
ſumvereine ihre Aufgaben ſelbſtändig und unabhängig er— 
ledigen, aber ebenſo deutlich tritt die Tendenz hervor, die 
Partei- und Gewerkſchaftsintereſſen mit den genoſſenſchaft— 
lichen Aufgaben zu identifizieren. Würde genau in 
dem Geiſte dieſer Reſolution gearbeitet, organiſiert und 
reformiert, ſo würden Scheidungsprozeſſe innerhalb der 
konſumgenoſſenſchaftlichen Bewegung Deutſchlands die un— 
ausbleibliche Folge ſein. Die Einheit, welche die Reſolution 
erſtrebt, müßte notwendig eine parteigenöſſiſche Iſolierung 
bewirken. Daraus würde aber keine Stärkung, ſondern 
eine Schwächung der Bewegung reſultieren. Ganz abge— 
ſehen von den Schwierigkeiten, welche ihnen durch legis— 
lative Maßnahmen erwachſen können, ſtände der Gewinn, 
den die Konſumgenoſſenſchaften von Mitgliedern erwarten 
können, die ſozuſagen in ihre Reihen hineinkommandiert 
werden, in keinem Verhältnis zu den Verluſten, die ihnen 
aus der Störung einer ruhigen Entwicklung erwachſen 
müßten. 

Der größte Teil der ſozialdemokratiſchen Parteigenoſſen 
dürfte in Deutſchland ſchon heute aktiv an der Konſum— 
genoſſenſchaftsbewegung beteiligt ſein und ſicher ſind es die 
wertvollſten Elemente, die bereits freiwillig in ſie eingetreten 
ſind. Zwar dürfte die aus der vorliegenden Reſolution 
hervorgehende Agitation bewirken, daß ein weiterer Maſſen— 
nachſchub Platz greift, aber im Allgemeinen wird dieſer 
nur die Zahl der ſogenannten „Papierſoldaten“, an denen 
ſchon heute kein Mangel iſt, vergrößern, und die durch— 
ſchnittlichen Umſatzziffern der Konſumvereine verringern. 
Die Leiſtungsfähigkeit der Genoſſenſchafter würde aber 
dadurch nicht erhöht, ſondern vermindert. In dieſer Hin— 
ſicht bewegt ſich die Reſolution in einem Irrtum, der von 
erfahrenen Genoſſenſchafts-Praktikern längſt erkannt iſt. 
Ebenſo gefährlich wie die Ueberſchätzung des Maſſenzulaufs 
iſt die Hervorkehrung der Kampftendenzen; ſie führt 
zu einer nebenſächlichen Würdigung der wirtſchaftlichen 
Zwecke ſowie auch zur Ueberreizung des kollektiven Macht— 
bewußtſeins, aus der anderſeits wiederum eine Schwächung 
der wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit reſultiert. 

Glücklicherweiſe ſind in der genoſſenſchaftlichen Praxis 
ſchon Erfahrungen genug geſammelt, daß dieſen Gefahren 
wirkſam begegnet werden kann, falls es nur in den Ver— 
waltungskörperſchaften nicht an dem nötigen Mut gebricht, 
die beſſere Einſicht geltend zu machen. Es liegt in der 
Natur der genoſſenſchaftlichen Arbeit, daß ſie eine falſche 
Behandlung nicht lange ungeſtraft verträgt und den rich— 
tigen Grundſätzen alsbald Nachachtung zu verſchaffen pflegt. 
So ſicher es gegen alle genoſſenſchaftliche Theorie geht, 
den Konſumverein als eine „Waffe“ im Klaſſenkampf zu 
nehmen, ſo gewiß wird die Praxis nach einer Reihe heil— 
ſamer Erfahrungen zu der richtigen ſozialen Wertung der 
genoſſenſchaftlichen Organiſationen führen. Nicht Reſo— 
lutionen, ſondern praktiſche Erfahrungen geben ſchließlich 
den Ausſchlag. 

Wie es Tatſachen dieſer Art waren, welche eine andere 
Bewertung des Genoſſenſchaftsweſens erzwangen, ſo wird 
auch die Zeit kommen, wo unrichtige Methoden als ſolche 
erkannt und aufgegeben werden wie eine Reſolution, die 
ſich nicht mehr mit den allzu deutlich redenden Tatſachen 
vereinen läßt. Am Ende wird man einſehen, daß die Ge— 
noſſenſchaftsbewegung ihren eigenen Entwicklungsgeſetzen 
folgt und die Einheit, die man ſucht, ganz von ſelbſt aus 
einer exakten Befolgung der rein genoſſenſchaftlichen Prin— 
zipien heraus entſteht. So lange man aber die Normen, 
die taktiſchen und methodiſchen Grundſätze nicht aus der 


Sache ſelbſt nimmt, jo lange man nur politiſch nnd nicht 
in erſter Linie wirtſchaftlich denkt, wird man von einem 
Irrtum in den andern fallen und die Bewegung ſelbſt 
inneren und äußeren Hemmungen ausſetzen. 2: 


Aus dem Basler Konfumverein. 
(F.=torr.) 

Sitzung des Genoſſenſchaftsrates am 
9. September 1910. Unter der Vorausſetzung, daß 
die umfangreiche Traktandenliſte ſchwerlich an einem Abend 
bewältigt werden könne, hatte das Bureau von vornherein 
zwei Sitzungsabende vorgeſehen. Im Verlauf der erſten 
Sitzung hat ſich die Notwendigkeit dieſer Anordnung ge— 
zeigt, denn der Rat iſt nicht über Punkt 1 der Tages— 
ordnung hinausgekommen. 

Zur Behandlung gelangte zunächſt eine Interpellation. 
Sie betraf die kürzlich erfolgte proviſoriſche Anſtellung einer 
Verkäuferin im Schlächtereigeſchäft. Der Interpellant, Herr 
Peter, rügte dabei, daß Perſonal von auswärts bezogen 
werde, während Angebote von hieſigen Bewerberinnen 
unberückſichtigt blieben. Vom Präſidenten der Schlächterei— 
kommiſſion wird die fragliche Auſtellung motiviert mit der 
Tatſache, daß infolge Austritts verſchiedener Verkäuferinnen 
Mangel an tüchtigem Perſonal vorhanden ſei; die neu 
engagierte Verkäuferin habe ſich durch gute Zeugniſſe über 
ihre frühere Tätigkeit in gleicher Branche ausweiſen können. 

Hierauf gelangt folgende Motion zur Behandlung: 
„Im Hinblick auf die diesjährige Mißernte aller Landes— 
produkte und die hieraus entſtehende Teuerung der wichtig— 
ſten Volksnahrungsmittel beſchließt der Genoſſeuſchaftsrat: 
Der Verwaltungsrat iſt eingeladen, die nötigen Maß— 
nahmen zu treffen, um den Mitgliedern den Bezug aller 
zur Einkellerung geeigneten Lebensmittel, ſowie von Brenn— 
materialien, in der Weiſe zu ermöglichen, daß genannte 
Waren à conto der Rückvergütung bezogen werden können.“ 
Der Motionär beantragt Dringlichkeit für ſein Begehren, 
das begründet wird mit dem Hinweis auf die überein— 
ſtimmenden Berichte über Mißernten aus allen Landes— 
gegenden. Ohne Zweifel werde die hart bedrängte Land— 
wirtſchaft verſuchen, den Schaden auf die Konſumenten 
abzuladen und auch die Spekulation werde mithelfen, aus 
der mißlichen Lage Nutzen zu ziehen. Um einer allzu em— 
pfindlichen Teuerung zu begegnen, müſſe vor allem ver— 
hindert werden, daß die notwendigſten Landesprodukte im 
Herbſt aufgeſtapelt und dann zu günſtiger Zeit zu teurem 
Preiſe losgeſchlagen würden. Der Motionär fordert weit— 
gehendſtes Entgegenkommen namentlich gegenüber den un— 
bemittelten Mitgliedern. Mit großem Mehr wird Dring— 
lichkeit beſchloſſen und die Motion dem Verwaltungsrat 
überwieſen. 

In beinahe zweiſtündigen Verhandlungen beſchäftigte 
dann den Rat die Mitteilung des Bureaus über die Aus— 
ſchreibung des Beſchluſſes des Genoſſenſchaftsrates betr. 
Beſoldung und Wahl der Verwaltungskommiſſion 
und betr. des hiegegen angehobenen Referendums. Wie 
bereits mitgeteilt, iſt das Referendum mit 1324 Unter— 
ſchriften (die Statuten ſchreiben 500 vor) eingereicht wor— 
den, und zwar nicht nur gegen die Beſoldung und die 
Wahl der Verwaltungskommiſſion, ſondern auch wegen 
des vom Genoſſenſchaftsrat abgelehnten Antrages, daß die 
Stellen der Verwaltungskommiſſion auszuſchreiben ſeien. 
Den letzteren Punkt dem Referendum zu unterſtellen, hatte 
das Bureau mit Mehrheit abgelehnt, von der Anſicht aus— 
gehend, die Ablehnung eines Antrages ſei ein negativer 
Beſchluß und ein ſolcher könne nicht dem Referendum 
unterſtellt werden.“) Aber auch über die Frage, ob die 
vom Genoſſenſchaftsrat vollzogene Wahl der Verwaltungs— 
kommiſſion dem Referendum unterſtehe, war das Bureau 


Dieſes Motiv iſt nur eines von verſchiedenen Gründen, 
die vom Bureau des Genoſſenſchaftsrates zur Unterſtützung ſeines 
ablehnenden Entſcheides angeführt wurden. (Red.) 


geteilter Meinung. Es holte deshalb über dieſe Frage 
Gutachten ein bei den Herren Dr. Hans Müller, früher Sekretär 
des V. S. K. und Dr. O. Kully, ehemals Mitglied der 
Behörden des A. C. V. Beide Gutachten ſprechen ſich 
gegen die Zulaſſung des Referendums bei Wahlen aus. 
Dr. H. Müller jagt u. a.: Beſchlüſſe des Genoſſenſchafts— 
rates, die der Urabſtimmung unterſtellt werden können, 
find Akte des Genoſſenſchaftsrates, durch die irgend welche 
Normen für die Verwaltung der Genoſſenſchaft feſtgelegt 
werden. Der Genoſſenſchaftsrat iſt nicht nur die oberſte 
geſetzgebende Behörde, ſondern er hat die Aufgabe, die 
Organe der Genoſſenſchaft zu überwachen; er iſt aber 
ferner auch Wahlbehörde des Aufſichtsrates, der Verwal— 
tungskommiſſion und der Kontrollſtelle. In dieſer Beziehung 
iſt der Genoſſenſchaftsrat unabhängig von irgend welcher 
Einmiſchung in ſeine Handlungen durch ihm übergeordnete 
Organe. Die Geſamtheit der Mitglieder hat nicht das Recht, 
bei Wahlen, die vom Genoſſenſchaftsrat getroffen werden, 
zu intervenieren. Ein ſolches Recht beſteht auch nicht ſeitens 
der Geſamtheit der Schweizer Bürger bei den Wahlen, 
die die Bundesverſammlung in den Bundesrat und das 
Bundesgericht vornimmt. Wenn durch die Beſchlüſſe des 
Genoſſenſchaftsrates Normen aufgeſtellt werden, die für 
die Verwaltung maßgebend ſein ſollen, ſo wird durch 
Wahlen dagegen erſt die Möglichkeit geſchaffen, daß dieſe 
Normen realiſiert werden. Die Wahlen fallen daher nicht 
in den Bereich der Geſetzgebung, ſondern der Verwaltung. 
In ſeinen Verwaltungsſunktionen iſt jedoch der Genoſſen— 
ſchaftsrat kompetent, frei nach ſeiner Ueberzeugung und 
ſeinem Gutfinden, zu handeln. 

Dr. Kully betont in ſeinem Gutachten, daß das 
Juſtitut der Initiative und des fakulativen Referendums 
aus dem Staatsrechte demokratiſcher Staaten in die Sta— 
tuten des A. C. V. hinübergenommen worden jei. Er glaubt, 
es dürfe, wenn derartige Beſtimmungen in das Privat— 
recht übertragen werden, auch ihre praftiiche Anwendung 
im Privatrecht ähnlich geſchehen, wie in den vorbildlichen 
Staaten. Ihm iſt kein Staat bekannt, in welchem die 
Wahlen beſtimmter Behörden dem fakultativen Referendum 
unterſtehen. Er glaubt mit Sicherheit annehmen zu dürfen, 
daß bei der Beratung von § 35 der Statuten niemand 
den Willen gehabt hat, die vom Genoſſenſchaftsrat ge— 
troffenen Wahlen als Beſchlüſſe im Sinne von § 35 der 
Statuten zu behandeln. Wenn man die Wahlen, die dem Ge— 
noſſenſchaftsrat zuſtehen, auch dem fakultativen Referendum 
hätte unterſtellen wollen, ſo müßte das ausdrücklich im 
$ 35 mit den Worten „Beſchlüſſe und Wahlen ꝛc.“ ge— 
ſagt ſein. 

Trotz des ablehnenden Standpunktes dieſer Gutachten 
hatte der Präſident des Genoſſenſchaftsrates, A. Jeggli, 
im Bureau desſelben den Stichentſcheid für Zulaſſung des 
Referendums gegen die getroffenen Wahlen abgegeben, 
nicht, wie er ſagte, aus materiellen, ſondern aus idealen 
Gründen, aus demokratiſchem Empfinden heraus, das 
nicht zulaſſen konnte, daß man über das von 1324 Mit- 
gliedern unterſchriebene Referendum zur Tagesordnung 
ſchreite. 

Verwaltungsrat W. Bärwart wendet ſich ſcharf gegen 
die Stellungnahme des Bureaus. Wenn dieſe richtig wäre, 
ſo müßten alle bisherigen vom Genoſſenſchaftsrat getroffenen 
Wahlen dem Referendum unterſtellt werden. Ueberhaupt 
müßte dieſer Standpunkt zur Abſurdität führen. Redner 
ſtellt folgenden Antrag: 

Der Genoſſenſchaftsrat des A. C. V. in Baſel, in Er- 
wägung: I. Daß Litera e des § 20 der Statuten nur 
Anwendung findet auf Beſchlüſſe und nicht auf Wahlen 
der in $ 31 der Statuten aufgezählten Machtbefugnifje 
des Genoſſenſchaftsrates, und nach dem Ergebnis zweier 
eingeholter Gutachten Wahlen und Beſchlüſſe von einander 
getrennte Sachen ſind; II. daß mit der Präjudiz, die Wahl 
der Verwaltungskommiſſion dem Referendum zu unter— 
ſtellen, alle bisher vom Genoſſenſchaftsrat oder ſeinem 
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Bureau vorgenommenen oder noch vorzunehmenden Wahlen. 
wie z. B. Wahl des Aufſichtsrates, Wahl der Rechnungs- 
reviſoren und die Wahl aller Spezialkommiſſionen, dem 
Referendum zu unterſtellen ſind und dieſe Unterſtellung 
zur Abſurdität führen kann, beſchließt: 1. Die vom 
Bureau des Genoſſenſchaftsrates unter dem Datum vom 
29. Juli 1910 erlaſſene Bekanntmachung im „Genoſſen— 
ſchaftlichen Volksblatt“ über die Zuläſſigkeit des Referendums 
gegen die Wahl der Verwaltungskommiſſion wird für 
nichtig erklärt; 2. dem von 1324 ſtimmberechtigten Mit— 
gliedern geſtellten Begehren, die Wahl der Verwaltungs— 
kommiſſion der Urabſtimmung zur Annahme oder Ver— 
werfung zu unterbreiten, wird als ſtatutenwidrig keine 
Folge gegeben.“ 

Dr. O. Schär bedauert perſönlich außerordentlich, daß 
der Genoſſenſchaftsrat gleich zu Beginn ſeiner Tätigkeit 
ſich mit einem Referendum befaſſen müſſe, ſpeziell auch 
mit Rückſicht auf einige der gewählten Mitglieder der 
Verwaltungskommiſſion, bei der er ſpeziell die Wahl des 
Herrn E. Angſt ſehr begrüßt hat, da Herr Angſt für die 
betreffende Stellung hervorragend qualifiziert ſei. Dieſe 
Situation hätte ſich jedoch vermeiden laſſen, wenn, wie es 
das abtretende Bureau vorgeſehen hatte, in der konſti— 
tuierenden Sitzung des Rates die Frage des weiteren Vor— 
gehens bei der Wahl der Verwaltungskommiſſion beſprochen 
worden wäre; dann hätte die Mehrheit erſehen können, 
daß die ſtarke Minderheit unbedingt an der Ausſchreibung 
der Stellen feſthält. Die Mehrheit habe jedoch im Vorgehen 
des abtretenden Bureaus eine Kompetenzüberſchreitung 
gefunden und habe dann, ohne die Stimmung des Ge— 
noſſenſchaftsrates zu kennen, Umgang von der Stellenaus— 
ſchreibung genommen. Dieſer Brüskierung der Minderheit 
ſei das Referendum zu verdanken; Redner habe dasſelbe, 
weil er es nicht als im Intereſſe des A. C. V. liegend 
erachtete, zu verhindern verſucht, aber erfolglos. Nachdem 
es aber einmal da ſei, müſſe erklärt werden, daß es 
ſtatutariſch zuläſſig ſei. 

Die Wahl der Verwaltungskommiſſion ſei vielleicht der 
wichtigſte Entſcheid, den der Genoſſenſchaftsrat zu treffen 
habe, und da wäre es doch widerſinnig und undemokratiſch, 
ſolche Entſcheide dem Referendum zu entziehen und dafür 
Bagatellebeſchlüſſe dem Referendum zu unterſtellen. Es ſei 
vollſtändig unrichtig, ausſchließlich mit ſtaatsrechtlichen Be— 
griffen zu operieren. In kleineren Genoſſenſchaften treffe 
die Generalverſammlung auch alle Wahlen ſelbſtändig und 
der Genoſſenſchaftsrat des A. C. V. Baſel ſei nur ein Stell- 
vertreter der Generalverſammlung reſp. der Geſamtheit der 
Mitglieder, welch letztere in der Urabſtimmung das Mittel 
habe, zu zeigen, ob ſie mit den Beſchlüſſen des Genoſſen— 
ſchaftsrates einverſtanden ſei oder nicht. 

Jun der Statutenreviſionskommiſſion, deren Präſident 
der Sprechende war, habe man übrigens ernſtlich erwogen, 
die Wahl der Verwaltungskommiſſion durch die Geſamtheit 
der Mitglieder vornehmen zu laſſen. Dies ſei allerdings 
endgiltig nicht vorgeſchlagen worden, dagegen habe man 
in voller Klarheit abſichtlich das Anwendungsgebiet des 
Referendums erweitert und die bisherigen Beſchränkungen 
beſeitigt. Der Einwand, die Geſchäftsführung werde durch das 
Referendum verunmöglicht, ſei hinfällig, denn die Statuten 
weiſen auch hier den Weg: Zwei Drittel der Stimmenden 
können einen Beſchluß als dringlich bezeichnen und damit 
dem Referendum entziehen; das ſei ein Anſporn dafür, 
daß ſich die Parteien beſtreben, möglichſt einmütige Be- 
ſchlüſſe zu faſſen und einander entgegenzukommen. 5 

F. Gſchwind iſt grundſätzlich für die Reſolution 
Bärwart. Aber wie die Dinge liegen, ſei es ratſamer, 
einen Entſcheid der Mitgliedſchaft herbeizuführen. Bean—⸗ 
tragt folgenden Zuſatz zum Antrag Bärwart: „Mit Rück⸗ 
ſicht auf die von 1324 Mitgliedern bekundete Willens— 
äußerung beſchließt jedoch der Genoſſenſchaftsrat, dem 
Referendumsbegehren im Sinne eines ausnahmsweiſen 
Entgegenkommens ſtattzugeben.“ 
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geteilter Anficht. 


Die weiteren Votanten der Gruppe Arbeiterbund find 
Dr. Welti kann ſich niemals zu der 
Anſicht bekennen, daß Wahlen Beſchlüſſe im Sinne des 
Referendumsbegehrens ſeien. Albert Bürgi iſt unter 
den gegenwärtigen Umſtänden für Zulaſſung des Referen— 
dums. Es handle ſich bei der Wahl der Verwaltungs- 
kommiſſion um eine ſehr wichtige Angelegenheit, die hoffent— 
lich nicht ſobald wiederkehrt. Er befürchtet nicht, daß vom 
Referendum bei Wahlen allzu ausgiebig Gebrauch gemacht 
werde. 

A. Portmann erklärt, ſeine Gruppe wollte eine freie 
Konkurrenz für die Beſetzung der Verwaltungskommiſſion. 
Man war überraſcht, daß ſich die Gruppe Arbeiterbund 
dem Begehren widerſetzte. Das Referendum iſt ergriffen 
worden, um eine Ausſchreibung herbeizuführen, nicht der 
gewählten Perſonen wegen. Er ſtellt den Antrag, es ſei 
die Frage, ob die Stellen ausgeſchrieben werden ſollen, 
ebenfalls der Urabſtimmung zu unterbreiten. 

Dieſes Begehren, iſt, wie bereits oben bemerkt, vom 
Bureau des Genoſſenſchaftsrates mit Mehrheit abgelehnt 
worden. Auch der Rat konnte ſich nicht zu der Anſicht 
bekennen, daß ein abgelehnter Antrag dem Referendum 
unterſtehe und verwarf den Antrag Portmann mit 46 
gegen 31 Stimmen.“) 

Der Antrag Bärwart wurde in namentlicher Ab— 
ſtimmung mit 55 gegen 28 Stimmen, der bezügliche Zuſatz 
Gſchwind mit 35 gegen 20 Stimmen abgelehnt. Damit 
wird um ½½12 Uhr abgebrochen. 

An der Publikation des Bureaus in bezug auf die zur 
Urabſtimmung kommenden Fragen: Gehalt von Fr. 8000 
für die Mitglieder der Verwaltungskommiſſion) und Wahl 
derſelben (ſiehe frühere Verhandlungen) hat der Genoſſen— 
ſchaftsrat nichts geändert. Die Urabſtimmung findet am 
14. Oktober ſtatt. Werden die Beſchlüſſe des Genoſſen— 
ſchaftsrates ſanktioniert, reſp. unterliegt das Referendum, 
ſo haben wir den status quo. Siegt dagegen das Refe— 
rendum, ſo wird, wie während der heutigen Verhandlungen 
betont wurde, auch dem abgelehnten Begehren, Ausſchreibung 
der Stellen, Rechnung getragen werden müſſen. Denn das 
letztere iſt ja der Hauptzweck der Referendumsbewegung. 
Die Frage, ob alle bereits gewählten Mitglieder der Ver— 
waltungskommiſſion wieder unter den Bewerbern figurieren 
können, kann offenbar bejaht werden, wenn ſchon ein Votant 
der heutigen Sitzung ſich dagegen ausſprach. Der Genoſſen— 
ſchaftsrat hat in dieſer Beziehung nicht entſchieden. Aber 
bei der Entſcheidung über dieſe Frage muß wohl geprüft 
werden, unter welchen Vorausſetzungen und zu welchem 
Zwecke das Referendum zuſtande kam. Die Vorausſetzung 
war, daß über die Frage der Ausſchreibung die Urab— 
ſtimmung zuläſſig ſei und folglich war es auch der Haupt— 
zweck des Referendums. Schließlich können auch die wieder— 
holten Verſicherungen, daß es ſich bei der ganzen Ange— 
legenheit nicht um die Perſonen handle, ihre Wirkung nicht 
verſagen. Und nun haben die Mitglieder das Wort. 

In Fortſetzung der Verhandlungen vom 9. ds. er— 
ledigte der Genoſſenſchaftsrat Dienstag, den 13. Sept., 
den Reſt der Traktandenliſte in kurzer Zeit, wozu im weſent— 
lichen der Umſtand beitrug, daß der vom Bureau vorge— 
legte Entwurf eines proviſoriſchen Reglementes über 
die Urabſtimmung nicht behandelt, ſondern zurückge— 
wieſen wurde. Das Bureau wurde ermächtigt, für die 
nächſte Abſtimmung die nötigen Anordnungen zu treffen 
und auf Grund der hiebei gemachten Erfahrungen ein 
definitives Reglement auszuarbeiten. 


Anmerkung der Redaktion: Auch hier iſt die Anſicht unſeres 
Mitarbeiters nicht ganz zutreffend. Eine Anzahl Mitglieder haben 
gegen den Antrag Portmann geſtimmt, nicht aus dem oben er 
wähnten Grunde ſabgelehnter Antrag), ſondern weil der be— 
treffende Beſchluß ſeiner Zeit in die Form eines Ordnungsan— 
trages gekleidet worden war. Der Antragſteller hatte nicht direkte 
Ausſchreibung beantragt, ſondern Rückweiſung an den Auffichts- 
rat mit dem Auftrage, auszuſchreiben. Ordnungsanträge dem Refe— 
rendum zu unterſtellen geht aber jedenfalls zu weit. 


Eine in der Sitzung vom 19. Juli eingebrachte Mo— 
tion betr. Aufnahme einer Beſtimmung in die Statuten, 
daß vor der Wahl der Verwaltungskommiſſion die Aus— 
ſchreibung der Stellen ſtattzufinden habe, war durch die 
in der gleichen Sitzung vorgenommene Wahl hinfällig 
geworden, zumal der Rat damals dringliche Behandlung 
abgelehnt hatte. Der Motionär verzichtet auch heute auf 
Behandlung, nachdem das Bureau die Abſicht geäußert, 
es werde durch Aufnahme einer Vorſchrift in das bez. 
Reglement dem Wunſche entſprochen. 


Im weiteren wird dem Bureau des Genoſſenſchafts— 
rates auf einen Antrag für die nach den Statuten ent— 
ſchädigungs berechtigten Behördenmitglieder fol- 
gender Kredit eingeräumt: pro 1910 Fr. 10,300, (inkl. 
Fr. 245.— für das Bureau), pro 1911 Fr. 11,300 (inkl. 
Fr. 490. — für das Bureau). In der Entſchädigung für 
das Jahr 1910 ſind nicht inbegriffen die Beträge, welche 
an die Mitglieder der abtretenden Verwaltungsorgane 
bereits bezahlt worden ſind. Am 1. Januar 1912 hat 
eine Neuregelung dieſer Entſchädigungen einzutreten. 

Die definitive Anſtellung von männlichen Per— 
jonen über 50 Jahre und weiblichen Perſonen über 45 
Jahre alt unterliegt gemäß Art. 5 des Dienſtreglements 
der Genehmigung des Genoſſenſchaftsrates. Sie wurde 
der vom Verwaltungsrat beantragten Anſtellung eines 
Arbeiters und einer Waſchfrau, welche die vorgenannte 
Altersgrenze überſchritten, erteilt. 


Ein wichtigeres Traktandum war die Abrechnung 
über den Neubau des Milchgeſchäftes. Aber auch 
dieſes wurde glatt und ohne Diskuſſion erledigt. Der 
ſeinerzeit vom Genoſſenſchaftsrat bewilligte Kredit für den 
Hochbau betrug Fr. 615,000, die Ausführung kam auf 
Fr. 613,392.77 zu ſtehen, ſodaß hier der Voranſchlag nicht 
überſchritten wurde. Dagegen wurden für Extraarbeiten, 
welche im Kreditbegehren nicht inbegriffen ſind und die 
nachträglich vom Verwaltungsrat und der Milchkommiſſion 
als nötig erachtet wurden, rund Fr. 87,400 ausgegeben. 
Es betraf dieſe Ausgabe zum Teil Abänderungen an den 
genehmigten Plänen, wie die Verlegung des Maſchinen— 
und des Keſſelhauſes, die Neuerſtellung der Fourgon— 
wäſcherei, des Wagenſchutzdaches ꝛc., ſowie Arbeiten, die 
durch die maſchinellen Einrichtungen bedingt wurden. Die 
Generalabrechnung erzeigt folgende Poſten: Hochbau-Aus- 
führung Fr. 613,392.77, Extraarbeiten Fr. 87,457.46, 
maſchinelle Aulage Fr. 351,817.09, Totalkoſten des neuen 
Milchgeſchäftes Fr. 1,052,667. 32. Bei der Beurteilung 
dieſer Abrechnung iſt, wie der Bericht des Verwaltungsrates 
ſagt, zu berückſichtigen, daß das neue Milchgeſchäft hin— 
ſichtlich der baulichen und maſchinellen Einrichtung eine 
Spezialität iſt und daß deshalb die nachträgliche Abände— 
rung der urſprünglichen Pläne ſich als zweckmäßig erwies. 
Die Gebäulichkeiten, einſchließlich des Wohnhauſes Sem— 
pacherſtraße 38, find durch die Brandverſicherungsanſtalt 
Bajel-Stadt mit 869,000 Fr. eingeſchätzt. Die Abrechnung 
ſamt der Kreditüberſchreitung wird anſtandslos genehmigt. 


Als letztes Traktandum ſiguriert die Beantwortung 
zweier Juterpellationen. Die erſte, in der Sitzung 
vom 22. Juni begründet, betraf eine Kritik über die Ver— 
gütung der Auslagen für Tramkarten an einzelne Be— 
hördenmitglieder; ferner die koſtſpielige Reiſe eines Ver— 
waltungsrates nach Norddeutſchland zur Beſichtigung einer 
Kirſchenentſteinungsmaſchine. Der Präſident des Verwal— 
tungsrates teilt mit, die angehobene Unterſuchung habe 
keine Anhaltspunkte ergeben, daß mit der Benützung von 
Straßenbahnkarten Mißbrauch getrieben werde. Bezüglich 
der erwähnten Reiſe ſei der Verwaltungsrat zur Anſicht 
gekommen, ſie habe ſich infolge der ungeſchickten Korreſpon— 
denz, die in der Sache gepflogen wurde, als notwendig 
erwieſen, zu bedauern ſei jedoch, daß die Reiſe ohne Ein— 
holung der formellen Bewilligung ſeitens der zuſtändigen 
Organe gemacht wurde. Der Interpellant iſt befriedigt, 


wenn ſeine Kritik den Erfolg hat, daß in Zukunft unnötige 
Reiſen vermieden werden. 

Die zweite Interpellation (Sitzung vom 19. Juli) be- 
zog ſich auf das in einem Warenlokal zu Tage getretene 
Borgen von größeren Beträgen an ein Mitglied des 
A. C. V. Durch den Präſidenten der Warenkommiſſion 
wird hierüber mitgeteilt, die Unterſuchung habe ergeben, 
daß hie und da von Verkäuferinnen an bekannte Kunden 
kleine Kredite gewährt würden, in einem Fall allerdings 
bis zu 20 Fr. Den fehlbaren Verkäuferinnen wie dem 
geſamten Verkaufsperſonal ſei nun neuerdings die ſtrikte 
Einhaltung des Barzahlungsprinzips eingeſchärft worden. 
Der Interpellant iſt damit befriedigt. Die Traktanden 
ſind erledigt und die Sitzung konnte ſchon um 10 Uhr 
geſchloſſen werden. 


Die Ausſchaltung des Mühlengewerbes durch landwirt— 
ſchaftliche Genoſſenſchaften in Deutſchland. Einem in der 
deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftspreſſe vom 
30. Auguſt 1910 erſchienenen Artikel von J. Kempkens 
(Duisbucg) entnehmen wir folgende Ausführungen: 

„Auf der Tagung des Deutſchen Müllerbundes in 
Hannover beſchäftigte man ſich auch mit den landwirt— 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften. Zu den Maßnahmen, die der 
Bund zur Beſſerung der Betriebe empfiehlt, gehört eine 
dringende Bitte an die Landwirtſchaft, vom genoſſen— 
ſchaftlichen Bezuge der Futtermittel, beſonders aber von 
der genoſſenſchaftlichen und eigenen Schroterei abzuſehen, 
andernfalls wirke die Selbſthilfe der Landwirte nur un— 
ſozial und zerrüttend. Raiffeiſen-Vereine und andere land— 
wirtſchaftliche Genoſſenſchaften befaßten ſich immer mehr 
mit der Beſchaffung von Futtermitteln an ihre Mitglieder 
und Nichtmitglieder und zwar bezögen ſie dieſe zumeiſt 
unter Umgehung des Ortsmüllers von entfernten Groß— 
mühlen und Großhändlern. Durch eine derartig über— 
triebene Selbſthülfe würden viele deutſche Mittel- und 
Kleinmüller geſchädigt und oft wirtſchaftlich vernichtet. 

Dieſe Auslaſſungen wird man ſich einmal näher an— 
ſehen müſſen. „Die Genoſſenſchaften ſollen vom 
Bezuge der Futtermittel auf genoſſenſchaftlichem 
Wege abſehen.“ Wollten das die Genoſſenſchaften wirk— 
lich durchführen, dann könnten z. B. die Bezugsgenoſſen— 
ſchaften direkt in Liquidation treten. So gut als ſie keine 
Futtermittel beziehen ſollen, müſſen ſie ſich dann auch des 
Bezuges anderer Bedarfsartikel enthalten, weil ſie dadurch 
ja auch in Kolliſſion mit irgend einer Intereſſentengruppe 
geraten können. Dem gegenüber ſtellen wir feſt: Die 
Genoſſenſchaft iſt nie ein Feind irgend eines 
Standes geweſen, ſie iſt es heute nicht und wird 
es auch nicht werden. Aber als eine Vereinigung von 
Perſonen, die ſich durch Selbſthülfe wirtſchaftlich vorwärts 
bringen wollen, mußte ſie manche ausgetretene Wege ver— 
laſſen und neue beſchreiten. Daß dieſe neuen Wege mit— 
unter an den Mühlen vorbeiführten, kann nicht weiter 
Wunder nehmen, wenn man an die Mindergehaltsver— 
gütungen denkt, die die Genoſſenſchaften für ihre Mitglieder 
entweder auf gütlichem oder auf prozeſſualem Wege er— 
rangen und noch alljährlich geltend machen müſſen. Gerade 
die ſchlechten Erfahrungen mit den Lieferungen waren es 
doch, die die Genoſſenſchaften nötigten, eine Aenderung des 
Bezugsgeſchäftes anzuſtreben, dieſen Zweig genoſſenſchaft— 
licher Tätigkeit auszubauen. Damit ſoll nun keineswegs 
behauptet werden, daß die früheren Lieferanten die Land— 
wirte betrogen hätten, um dieſen harten Ausdruck zu ge— 
brauchen. Zur Ehre der erſteren ſei angenommen, daß 
ſie wohl zumeiſt ſelbſt nicht gewußt haben, wie hoch- oder 
niedrigprozentig ihre Ware geweſen iſt. 

Angenommen, die Genoſſenſchaften deckten ſich bei dem 
kleinen Müller ein. Dann käme alſo in Betracht der Pro— 
duzent, der Exporteur bezw. Importeur, der Großhändler, 
der Müller und der Konſument. Wenn man ſich eine 
ſolche Stufenleiter anſieht und ſich vergegenwärtigt, daß 
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auf jeder Stufe auch ein Verdienſt hängen bleiben muß, 
darf man wohl verlangen, den Weg etwas abzukürzen. 
Der Kleinhändler iſt dafür da, die Waren in kleinſten 
Mengen in die Verbraucherkanäle zu leiten, mit ſehr großen 
Mengen rechnet er doch ſeiner ganzen Natur nach nicht. 
Die Genoſſenſchaft iſt aber ein Konſumfaktor, der ernſtlich 
ins Gewicht fällt, es handelt ſich hier um große Mengen, 
um Abſchlüſſe ganz beträchtlichen Umfanges, jo daß der 
Großhändler bezw. die Großmühle gar nicht achtlos daran 
vorübergehen können. Dabei iſt dieſer Bezugsprozeß doch 
erſt eine untere Entwickelungsſtufe. Die höhere Bezugs— 
form iſt die Zentralbezugsgenoſſenſchaft, welche unter allen 
Umſtänden mit leiſtungsfähigen Firmen arbeiten muß. 

Wenn der Genoſſenſchaft der Vorwurf gemacht wird, 
fie wirke durch ihre Maßnahme, d. h. durch ihre Selbjt- 
hülſe unſozial und zerrüttend, dann wird dieſe Behaup— 
tung doch wohl eines näheren Beweiſes bedürfen: „Neue 
Betriebsſtufen verlangen auch neue Bezugsweiſen, 
oder anders ausgedrückt: gehobene Betriebsform 
verlangt gehobene Bezugsform. Es iſt nicht Sache 
der Genoſſenſchaft, dafür zu ſorgen, daß ein Mann 
mit der neuen Zeit mitſchreiten kann. Der Kon— 
ſument iſt nicht des Kleinhändlers wegen da und 
die Genoͤſſenſchaft nicht des Kleinmüllers wegen. 
Den Handel kann man nicht nur von privatwirt— 
ſchaͤftlichen Standpunkt auffaſſen, er muß vor 
allem nach ſeinem volkswirtſchaftlichen Werte 
beurteilt werden. Er muß mithelfen, dem Prozuzenten 
die Produktion zu verbilligen, er muß dazu beitragen, 
daß mit möglichſt wenig Mitteln viel erreicht 
werden kann. Iſt er dazu nicht in der Lage, ver— 
mag er dieſer ſeiner volkswirtichaftlichen Aufgabe 
nicht gerecht zu werden, dann kann er nicht ver⸗ 
langen, daß er künſtlich noch gehalten wird. Wollte 
man den volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkt ganz außer 
Acht laſſen, dann hieße das nichts anderes, als die Pro— 
duktion rückwärts dirigieren. Mit demſelben Rechte, mit 
dem die Müller von den Genoſſenſchaften die Verleugnung 
ihres ureigentlichſten Zweckes verlangen, hätte man ſagen 
können, daß die mechaniſche Weberei wieder eingeſtellt hätte 
werden, daß die Warenhäuſer niedergeriſſen werden müſſen, 
daß eine eutwickeltere Induſtrie zu Gunſten einer weniger 
entwickelten ihr verbeſſertes Verfahren hätte aufgeben 
müſſen. Mit ſolchen Argumenten kann man heute 
keinen Beweis führen. Das Geuoſſenſchaftsweſen iſt noch 
gar nicht genug zentraliſiert, eine große Zahl von Land— 
wirten hat noch immer nicht den Genoſſenſchaftsgedanken 
in ſich aufgenommen, und ſelbſt viele Genoſſenſchafter haben 
noch nicht klar genug den ihnen vorgezeichneten Weg erkannt. 
Aus dieſen Gründen iſt der landwirtſchaftliche Bezug auch 
noch lange nicht ſo zentraliſiert wie er ſein müßte und 
ſein könnte. Unſere ganze Zeitrichtung drängt nach 
Vereinigung, nach Zentraliſation und Kombina— 
tion. Es iſt auch ein nicht aufzuhaltender Zug, 
daß ſtändig mehr Menſchen verunſelbſtändigt 
werden. Ob dieſes Vorwärtsſtreben auch einmal wieder 
zu einer Dezentraliſation führen wird, wer kann es ſagen? 
Vorläufig erblickt man in jeder Tat in dieſem Voran— 
ſchreiten eine Verbilligung des Betriebes. 

Von einer übertriebenen Selbſthilfe kann jedenfalls 
keine Rede ſein. Man würde davon ſprechen können, wenn 
die Genoſſenſchaften zu genoſſenſchaftlichen Bezügen ſchritten, 
bei denen es von vornherein ausgeſchloſſen iſt, daß dabei 
irgend ein Vorteil herausſpringt. Bedarfsgegenſtände, die 
wie Futtermittel aber Maſſenbezüge darſtellen, fallen 
keinesfalls unter ſolche Artikel. Allen recht zu machen, iſt 
nicht möglich, und den Müllern kann und darf die Land— 
wirtſchaft im eigenen Intereſſe nicht dadurch beiſpringen, 
daß ſie durch Verlaſſen günſtiger Bezugsverhältniſſe zu 
ungünſtigen zurückkehrt, von einer planmäßigen Vernichtung 
der Müllerei kann dabei keine Rede ſein.“ 

Wir haben dieſer Verteidigung der Genoſſenſchaften 
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aus agrariſchem Lager nicht viel beizufügen, was für die 
Produzentengenoſſenſchaften gilt, gilt auch mutatis mutandis 
für die Konſumgenoſſenſchaften. Auffallend iſt nur, daß 
der Verfaſſer die künſtliche Aufrechthaltung des Handels, 
unſeres Erachtens mit Recht bekämpft, ohne zu berückſich— 
tigen, daß die Vertreter des künſtlich gehaltenen Handels 
mit gleichem Rechte die Unterſtützung der Landwirtſchaft 
durch hohe Zölle, Grenzſperren und ähnliche Mittel auch als 
eine volkswirtſchaftlich verfehlte Maßregel angreifen können. 


f 
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Zum Umſchlagbild. Unſere Lejer willen, daß die 
Delegiertenverſammlung in Genf vom Jahre 1908 den 
Verbandsbehörden einen Kredit von 170,000 Fr. bewilligte 
für die Errichtung eines zweiten Gebäudes auf der Liegen— 
ſchaft in Pratteln. Der Bau wurde unverzüglich in 
Angriff genommen, noch im gleichen Jahre unter Dach 
gebracht und im Frühjahr 1909 in Betrieb genommen. 
Beinahe wäre der Bau noch vor dieſem Zeitpunkt ein 
Opfer der Flammen geworden. Im Turmanbau, der 
ſpeziell zum Zwecke der ſtaubfreien Abpackung von Glätte— 
kohlen errichtet worden, entſtand, infolge Selbſtentzündung 
der Kohlenvorräte, Feuer, das aber, dank dem raſchen 
Eingreifen der Feuerwehr, auf den Turm beſchränkt werden 
konnte, der ausbrannte. Das Gebäude dient gegenwärtig 
in der Hauptſache der Lagerung von Bürſten- und Schuh— 
waren, während im Keller die Käſelager des Verbandes 
untergebracht ſind. Im Turmanbau wird die Abpackung 
der Glättekohlen beſorgt. Wie das Hauptgebäude iſt auch 
dieſer Bau durch Geleiſeaulage mit dem Bahnhof verbunden. 

„„ Allgemeine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. In Nr. 37 
des „Konſumverein“ vom 11. September 1909 berichteten 
wir von der Gründung einer „Allgemeinen Wirtſchafts— 
genoſſenſchaft“ in Zürich, die eine Art Produktiv- und 
Verſicherungsgenoſſenſchaft für freie Exiſtenz darſtellen 
ſollte. Nach Verfluß eines Jahres iſt die Genoſſenſchaft 
bereits in der Lage, die Gläubiger der Genoſſenſchaft zur 
Beſprechung der mißlichen finanziellen Lage einzuladen 
und belehrt ſie zum Voraus darüber, daß bei einer zwangs— 
rechtlichen Liquidation kaum mehr als die Koſten heraus— 
ſchauen würden.“) 

Das Unternehmen hat in den Nr. 10—16 des „Kon— 
ſumverein“ durch unſern —g Mitarbeiter eine ſachliche 
Würdigung erfahren, aus der utopiſtiſche Genoſſenſchafter 
manche Belehrung ſchöpfen können. 


— 


Genoſſenſchaftliche Nundſchau. 


— ZN 


Internationaler Genoſſenſchaftsbund. 


Aufhebung des kontinentalen Sekretariates. Nach einer 
Mitteilung, die uns von Herrn Dr. Hans Müller zugeht, iſt das 
kontinentale Sekretariat in Zürich am 17. September d. J. 
aufgelöſt worden. Korreſpondenzen, die den J. G. BB. be— 
treffen, ſind alſo von jetzt an wieder an das Sekretariat 
in London, W. C. 6 Blooms burg Square, zu richten. 

Kongreß in Hamburg. Herr Dr. Herm. Balſiger erſucht uns 
um Aufnahme folgender Richtigſtellung unſeres Kongreß— 
berichtes: „Der Kongreßpräſident entzog mir das Wort 
lediglich aus dem formellen Grunde, weil ich den Vor— 
ſchlägen der Delegierten des ſchwediſchen Konſum-Verbandes 
keinen Gegenvorſchlag gegenüberſtellte, obgleich ich dazu 
durchaus berechtigt geweſen wäre. Meine Abſicht war 
nur die, auf der Tribüne kund zu tun, daß denn doch ein 
nicht geringer Teil der ſchweizeriſchen Genoſſenſchafter die 
großen Verdienſte Müllers um die Genoſſenſchaftsſache in 
der Schweiz nicht vergeſſen hat und es nicht billigt, daß 
ihm als Vertreter der Schweiz wegen ſeinen perſönlichen 
Differenzen mit dem Verbandsvorſtande das Vertrauen 


Nach dem neueſten Handelsamtsblatt iſt bereits der Konkurs 
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entzogen wird. Ich bin überzeugt, daß ich allen den 
Schweizern aus dem Herzen geredet hätte, welchen an der 
Sache mehr gelegen iſt, als an Perſonen, und die deshalb 
einen Ausgleich und nicht eine Vergrößerung der Kluft 
zwiſchen den Genoſſenſchaften herbeiſehnen! 

Ich erlebte ſchließlich die Freude, daß der Herr Prä— 
ſident, nachdem er erfahren hatte, was ich eigentlich vor— 
bringen wollte, mich einlud, am nächſten Tage das Wort 
zur Abgabe einer ſolchen Erklärung zu verlangen. Ans 
geſichts der Genugtuung, die Müller durch die glänzende 
Annahme des von ihm verfaßten Maniſeſtes am nächſten 
Tage erfuhr, verzichtete ich darauf, von dieſer Einladung 
Gebrauch zu machen. Aus der Aufforderung des Herrn 
Präſidenten glaube ich ſchließen zu dürfen, daß er mir 
das Wort nicht entzogen hätte, wenn er von meiner Ab— 
ſicht unterrichtet geweſen wäre.“ 

Die Richtigſtellung Dr. Balſigers iſt zum Teil be— 
gründet. Weil die Schweden in Ausſicht genommen hatten, 
Herrn Dr. Müller als ihren Vertreter in den Zentralvor— 
ſtand abzuordnen, verzichtete Herr Dr. Balſiger darauf, 
einen Gegenvorſchlag zu machen und begann deshalb ſein 
Votum damit, daß er erklärte, er ergreife das Wort, nicht 
um einen Gegenvorſchlag zu machen, ſondern um zu pro— 
teſtieren, und darauf wurde ihm das Wort entzogen mit 
der Begründung, daß zu einem Proteſt das Wort nicht 
erteilt werde. Hätten jedoch die Schweden Herrn Dr. 
Müller nicht vorgeſchlagen, dann hätte ihn der Vertreter 
des „Genoſſenſchaftsbundes der Stadt Zürich und Um— 
gebung“ vorgejchlagen, und dann hätte Herrn Dr. Balſiger 
das Wort nicht entzogen werden dürfen. Inſofern trifft 
unſere Berichterſtattung materiell doch den Kernpunkt. 

Was die weiteren Anführungen von Herrn Dr. Bal— 
ſiger anbetrifft, ſo wäre ein Proteſt in ſeinem Sinne 
jedenfalls nicht im Sinne eines Ausgleiches aufgefaßt 
worden, ſondern hätte das Gegenteil bewirken können. Das 
Vorgehen der Verbandsbehörden bezüglich des Vorſchlages 
in das Zentralkomitee des J. G. B., war die Konſequenz 
der Stellungnahme unſerer Delegiertenverſammlung vom 
Jahre 1909, und weder die ſchweizeriſchen noch die frem— 
den Delegierten, ſoweit ſie die Verhältniſſe kennen, hätten 
die anderswo beliebte Befolgung einer Zickzackpolitik 
ſeitens der Verbandsbehörden begriffen oder gebilligt. 

Uebrigens war die Vertretung der Schweiz im Zentral— 
vorjtand des J. 6. B. von jeher jo geordnet, daß der 
Präſident des Verbandsvorſtandes und der Vorſteher 
des Sekretariates die Schweiz in dieſer internationalen 
Organiſation vertraten; nicht der Perſon, ſondern dem 
Amte gebührt in erſter Linie dieſe Vertretung, für deren 
Delegationskoſten ja übrigens der Verband ausſchließlich 
aufkommt. 

In dieſem Zuſammenhange muß auch eine Inſinuation 
des „Volksrechts“ zurückgewieſen werden. In einer Aus— 
einanderſetzung mit einem Mitarbeiter der Zürcher Ausgabe 
des „Genoſſenſchaftlichen Volksblattes“, in der das „Volks— 
recht“ gegen die Verteidigung der Neutralität unſerer Be— 
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„„ Umſchau. Den Verbandsvereinen, die Beiträge 
für die Waſſergeſchädigten ausgerichtet haben, hat ſich 
auch die junge Konſumgenoſſenſchaft in Gurtnellen mit 
Fr. 20 angeſchloſſen. 

— Von 36 Bewerbern um die ausgeſchriebene Stelle 
eines kaufmänniſch gibildeten Angeſtellten der Konſum— 
genoſſenſchaft Papiermühle wurde gewählt Herr Eugen 


Buſer von Nieder-Erlinsbach, zurzeit in Aigle, mit Amts— 
antritt auf 1. Oktober nächſthin. 

— Die Betriebskommiſſion des Konſumvereins Steck— 
born hat beſchloſſen, Bericht und Rechnung pro 1909 10 
im „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“ zu publizieren. Die 
dadurch erzielte Erſparnis beträgt Fr. 100. 

— Der Allgemeine Konſumverein Dietlikon (Be- 
zirk Bülach) verzeichnet im I. Semeſter 1910 eine Umſatz— 
zunahme von über Fr. 25,000. 

Der Vorſtand des Allgemeinen Konſumvereins 
Wädenswil beabſichtigt an der Oberdorfſtraße ein zweites 
Lokal zu eröffnen. 

— Mit 1. November d. J. ſoll laut Beſchluß der 
Generalverſammlung der Allgemeinen Konſumgenoſſenſchaft 
Horgen die Milchvermittlung eingeführt werden. 

— Im Monat Juli fanden, wie alljährlich, die Aus— 
zahlung der ſt. galliſchen Staats-, Gemeinde- und Schul⸗ 
ſteuern auf Baſis des letztjährigen Rechnungsabſchluſſes 
ſtatt. Es bezogen vom Verbandsverein in Uzwil der 
Staat Fr. 2316, die Gemeinde Henau Fr. 1095 und die 
konfeſſionellen Schulgemeinden von Uzwil und Umgebung 
Fr. 2070, Total Fr. 5481. 

— Mit dem Bäckereiperſonal reſp. dem Verband der 
Lebens- und Genußmittel-Arbeiter hat die Konſumgenoſſen— 
ſchaft Schaffhauſen in Form von Ergänzungsbeſtim— 
mungen zum Dienſt- und Lohnreglement für die Angeſtellten 
der Genoſſenſchaft eine Vereinbarung abgeſchloſſen, durch 
welche die Arbeitsverhältniſſe in der Bäckerei zum Teil 
neu geregelt werden. Die tägliche Arbeitsdauer wird auf 
10 Stunden normiert. 

Die Verwaltung der Konſumgenoſſenſchaft Schaff— 
hauſen hat einer Eingabe des Bureauperſonals um Ein— 
führung des Geſchäftsſchluſſes um 5 Uhr nicht entſprechen 
können, dagegen den Beginn der Nachmittags-Bureauzeit 
von halb zwei Uhr auf zwei Uhr verlegt. Laut Publikation 
im „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“ iſt die Bureauzeit im 
Konſumverein Frauenfeld an Samstagen von 2—5 Uhr 
angeſetzt. 

— An der Generalverſammlung des Verbandsvereins 
in Turgi wurde ein Antrag geſtellt, das Abonnement 
des „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“ aufzugeben. Der 
Antragſteller wurde jedoch energiſch heimgeſchickt und ver- 
einigte nur drei Stimmen auf ſein rückſchrittliches Be⸗ 
gehren. 

— Das Quantum Milch, das für die Molkerei des 
Konſumvereins Bern auf erſten November nächſthin wieder 
gekauft werden muß, beträgt rund 8000 Tagesliter. 

— um den Verkäuferinnen die Arbeit zu erleichtern 
und um die Mitglieder ſchneller zu bedienen, hat der Ver— 
waltungsrat der Konſumgenoſſenſchaft Zollikofen be— 
ſchloſſen, für die Konſumationsbüchlein das Stempelſyſtem 
einzuführen. 

— Die Verwaltungsbehörden des Allgemeinen Konſum— 
vereins Nieder-Schönthal haben für die Verkäuferinnen 
ein Dienſtreglement erlaſſen. 

— Die neue Bäckerei der Konſumgenoſſenſchaft Hutt— 
wil geht ihrer Vollendung entgegen. Dieſelbe ſoll auf 
1. Oktober 1910 in Betrieb geſetzt werden. Bereits ſind 
auf 30. September 1910 ſämtliche Lieferungs— und Marken- 
verträge mit den Vertragsbäckern gekündet. 

— Der Vorſtand der Konſumgenoſſenſchaft Bern 
hat beſchloſſen, auf die Bezüge von Kohlen, Koks und 
Briketts eine Rückvergütung von 4 Prozent zu gewähren. 
Es iſt ſeinen Bemühungen auch gelungen, mit dem ſtädtiſchen 
Gaswerk ein Abkommen zu treffen, welches den Mitgliedern 
ermöglicht, den Gaskoks in der Gasfabrik gegen Gutſchein 
abzuholen, ohne der Rückvergütung von 4% verluſtig 
zu gehen. 

— Folgende Vereine haben ihre Umſatzziffern pro 
Monat Auguſt 1910 im „Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“ 
publiziert: 


2 Auguſt 1910 Auguſt 1909 Mehr 1910 0% 
Kreuzlingen Fr. 19,849 Fr. 16,101 Fr. 3,748 12 


Frauenfeld „ 77,217 61,930 „ 15,286 24,7 
Sevelen 6,530 „ 4,870 „ 1,660 34 
Langenthal „ 19,838 „ 14225 „ 5,613 40 
Biel „ 143,403 „ 121.777 „ 21,626 N 

Bäckerei kg 56,123 kg 52,730 3,393 6,4 
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— Die Direktion der Rhätiſchen Bahnen hat auch 
im Geſchäftsjahr 1909/10 der Konſumgenoſſenſchaft „Rhätia“ 
in Landquart den Freitransport von Nahrungs- 
mitteln und den Inkaſſo bei den Genoſſenſchaftsmitgliedern 
übernommen, nachdem eine mißbräuchliche Handhabung 
der bezüglichen Vorſchriften zu Ausſtellungen Veranlaſſung 
gab, die ſeitens der Genoſſenſchaft wieder gehoben find. 

— Der Umſatz im Schlächtereibetrieb der Konſum— 
genoſſenſchaſt Amriswil betrug im J. Betriebsjahr 
Fr. 70,806. Der Nettoüberſchuß von Fr. 1305 wird zu 
Abſchreibungen verwendet. 

— Nachdem der Verwaltungsrat des Konſumvereins 
Winterthur fi grundſätzlich mit dem Halbachtuhr— 
ladenſchluß einverſtanden erklärt hat, iſt die Einführung 
dieſer Neuerung von der Betriebskommiſſion auf den 15. 
September feſtgeſetzt worden. An Samstagen werden die 
Lokale um halb 9 Uhr geſchloſſen. 

— Unſer Verbandsverein in Winterthur hat im 
I. Halbjahr 1910 in ſeinen Warenlokalen rund Fr. 582,000 
eingenommen, d. h. Fr. 107,000 (22 %) mehr als in der 
entſprechenden Periode des Vorjahres. 

— Der Umſatz des Konſumvereins Wil (St. Gallen) 
ſteigerte ſich im verlaufenen Jahre von Fr. 67,190 auf 
Fr. 81,300. Durch fortwährendes Steigen des Umſatzes 
ſah ſich die Verwaltung genötigt, der Verſammlung vom 
4. September eine Bauvorlage für ein Magazin vorzulegen. 

— Der ſeit 1904 dem Verbande angehörende Konſum— 
verein Näfels hat das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ 
für ſeine Mitglieder abonniert. 

Den gleichen Beſchluß haben gefaßt die jüngſt auf⸗ 
genommenen und vor kurzem gegründeten Vereine in 
Kradolf (Thurgau) und Buchs (Aargau). 

— Solothurn. Um die große Menge Schotten 
richtig verwerten zu können, mußte das Milchgeſchäft 
unſeres dortigen Verbandsvereines zur Schweinezucht über— 
gehen und zu dieſem Zwecke eine größere Anzahl Schweine 
ankaufen, die bei der eigenen Käſerei in Bellach unter— 
gebracht wurden. 

— Erſtfeld. Den Tageszeitungen iſt zu entnehmen, 
daß Sonntag, den 18. September d. J., morgens früh bei 
einer mit drei Kameraden unternommenen Beſteigung des 
Dammaſtockes über die Oſtflanke Zugführer Lorenz 
Vogt aus Erſtfeld tötlich verunglückte. Unſere Leſer wird 
es intereſſieren, zu vernehmen, daß der Verſtorbene ein 
eifriger Genoſſenſchafter war und als Kaſſier und Mitglied 
des Genoſſenſchaftsrates unſeres Verbandsvereines in Erſt⸗ 
ſeld viel zu der erfreulichen Entwicklung dieſer verhältnis— 
mäßig jungen Organiſation beigetragen hat. Den trauern⸗ 
den Hinterlaſſenen (Frau und Mutter) unſer herzliches 
Beileid. 

Kreis X. (K. Korreſp. aus Baden). Nachdem mir 
aus dem Olymp durch ſeinen Boten die Mitteilung ge— 
worden, daß von nun an Pluvius ſeinen Regenſack zus 
binden und insbeſondere aus lauter Sympathie zu den 
„Konſümlern“ am 25. September dem Sonnengott die 
Herrſchaft überlaſſen werde, iſt zu erwarten, er werde ſein 
Wort halten und ihnen ermöglichen, recht zahlreich nach 
Bremgarten zu pilgern. Das Reußtal mit ſeiner Me⸗ 
tropole Bremgarten iſt für viele Aargauer eine terra in- 
cognito — ein unbekanntes Land — wie den Aare- und 
Limmattalern das Reußtal; eine der anmutigſten Land- 
ſchaften Kulturiens, ein wahres Goſen zugleich; und darum 
ſollte es uns Unterländer ſchon gelüſten, am Sonntag 
dorthin zu fahren. Die Fahrt bietet eine hübſche Ab⸗ 
wechslung: bis Dietikon per Bundesbahn und dann mit 
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der Elektriſchen über das Rieſengebirge „Mutſcheller“, auf 
deſſen Höhe eine Ausſicht das Auge entzückt, wie ſie 
weiland für die Juden auf dem Berge Nebo ins gelobte 
Land hinab geweſen ſein mag. Natürlich müſſen die Trak— 
tanden in erſter Linie der Magnet ſein, der zu zahlreichem 
Beſuch anzieht, und da insbeſondere das Referat des 
Demoſthenes im Verbande, Herrn B. Jäggi, und die Mit— 
teilungen über den Warenverkehr. — Alſo auf nach Brem⸗ 
garten am nächſten Sonntag, deſſen Genoſſenſchafter bis 
jetzt faſt immer zu uns herab zum Beſuch der Konferenzen 
gekommen ſind. Möge unſer Apell nicht eine Stimme in 


der Wüſte ſein! 


„Bremgarten. (Bern). Der IV. Geſchäftsbericht 
unſeres dortigen Verbandsvereins gelangte verſchiedener 
Umſtände wegen etwas verſpätet zur Veröffentlichung im 
„Genoſſenſchaftlichen Volksblatt“. Wir entnehmen dem— 


ſelben folgende Stellen: 


Das abgelaufene Geſchäftsjahr vom 1. Oktober 1908 bis 
30. September 1909 hat die Genoſſenſchaft in ihrer Ent— 


wicklung wiederum um einen Schritt vorwärts gebracht. 


Der Geſamtumſatz erfuhr gegenüber dem Vorjahre die 


hübſche Vermehrung von Fr. 5812 indem er von Fr. 


25,824 auf Fr. 31,637 ſtieg oder um 22 ½ %. Bei der 


Kleinheit und Zerſtreutheit der dortigen Ortſchaft ſtellt 
dieſes Reſultat wiederum einen erfreulichen Fortſchritt dar. 
Es legt davon Zeugnis ab, daß die Genoſſenſchaft von 
ſeiten der Ortsbevölkerung im Allgemeinen und der Mit— 
gliedſchaft im Beſonderen ſtets größeres Vertrauen ent— 
gegengebracht wird. Die Mitgliederliſte verzeichnet an 
Mutationen: 9 Eintritte und 4 Austritte; Stand pro 
Ende September 1909 74 Mitglieder. 

Wie von Anfang an, hielten die Genoſſenſchaftsbe— 
hörden auch im abgelaufenen Geſchäftsjahr darauf, die Wa— 
ren möglichſt aus genoſſenſchaftlichen Quellen zu beziehen. 
Vom Verband ſchweiz. Konſumvereine bezog die Verwaltung 
Waren für Fr. 15,316 von der größeren Schweſterkonſum— 
genoſſenſchaft Bern für Fr. 2432 und von der Bäckerei— 
genoſſenſchaft Bern für Fr. 2429, zuſammen für Fr. 20,177 
d. h. über zwei Drittel des geſamten Warenbezuges. Die 
Lieferungen waren ſtets zufriedenſtellend. 

Das wichtigſte Ereignis im Berichtsjahre bedeutete 
die Fertigſtellung eines eigenen Genoſſenſchaftsheims, das 
im April 1909 bezogen werden konnte und das allen 
billigen Anforderungen, die an ein ſolches Gebäude für 
die dortigen Verhältniſſe geſtellt werden können, vollauf 
entſpricht. Das ſchmuck ausgeführte Haus gereicht der 
ganzen Ortſchaft zur Zierde. 

Der Buchwert des Gebäudes beträgt Fr. 20,620, die 
Brandverſicherungsſumme Fr. 18,200, die Grundſteuer— 
ſchatzung Fr. 21,800 (mit Inbegriff des Erdreiches Fr. 
22,250). Auf die Liegenſchaft bewilligte die Hypothekar— 
kaſſe des Kantons Bern ein grundpfändlich verſichertes 
Darlehen von Fr. 13,500. Bauſchulden beſtehen zur Zeit 
keine mehr. 

Möge das hübſche, weithin ſichtbare Heim als ein 
Wahrzeichen genoffenfchaftlicher Kraft, für alle Mitglieder 
aber ein neuer Anſporn ſein, immer treuer und feſter zu 
ihrer Genoſſenſchaft zu halten. 

Das Rechnungsergebnis erlaubte neben reichlichen 
Abſchreibungen und Zuwendungen an das Genoſſenſchafts— 
vermögen wiederum die Ausrichtung von 8% Rückver— 
gütung auf die bezogenen Waren (Brot 5%.) 

An Aktiven verzeichnet die Bilanz: Mobilien Fr. 1372, 
Liegenſchaften Fr. 20,620, Kaſſa und Werttitel Fr. 3345, 
Ausſtände Fr. 156, Waren-Konto Fr. 4792. An Paſſiven: 
Hypotheken Fr. 13,500, Anteilſcheine Fr. 724, Sparkaſſe 
Fr. 1290, Reſervefonds Fr. 766, Anleihen Fr. 800, Obli— 
gationen Fr. 3630, unbezahlte Fakturen Fr. 2658, 
Garantieſummen der Bauhandwerker Fr. 1959, Unkoſten⸗ 
Reſerve Fr. 700, Diverſe Fr. 1492, reiner Ueberſchuß 
Fr. 2760. 

„ Buſſiguy. Das ſeit 2 Jahren unſerem Verbande 


angeſchloſſene Syndicat des consommateurs de Bussigny 
unterbreitet uns ſeine handſchriftliche Jahresrechnung pro 
1909, woraus erhellt, daß der Verein mit Umſicht ver— 
waltet wird und trotz des kleinen Umſatzes (Fr. 38,627) 
in der Ortſchaft Fuß gefaßt hat. Der beſcheidene Umſatz 
iſt durch die landwirtſchaftlichen Verhältuiſſe und durch 
die Schließung der Etabliſſements von Peter-Kohler be— 
dingt. Die Bilanz lautet: Kaſſa und Werttitel Fr. 853, 
Immobilien Fr. 21,178, Mobilien Fr. 805, Debitoren 
Fr. 36, Warenvorräte Fr. 15,361, Hypotheken Fr. 20,452, 
Bank-Kontokorrent-Schulden Fr. 4480, Rückſtellungen 
Fr. 2822, Auteilſcheine Fr. 3780, Warenkreditoren 
Fr. 4294 und Betriebsüberſchuß Fr. 2408. 

„„ Derendingen. Die Mitgliederzahl unſeres dortigen 
Verbandsvereins hat im Jahre 1909 wie im Vorjahre um 
zehn zugenommen und beträgt jetzt 100. Der Umſatz iſt um 
Fr. 3200 geſtiegen und beträgt pro 1909 Fr. 30,700. Vom 
Verband bezog der Verein zirka 50 % feines Bedarfes. 
Den Rückgang der Rückvergütung erklärt der Verwaltungs— 
rat folgendermaßen: „Wenn wir Ihnen dieſes Jahr nicht 
mit 10 %, ſondern nur mit 8 % aufwarten können, jo 
iſt zu bemerken, daß die meiſten Verbandsvereine nie mehr 
als 8 %o bezahlen, was immer noch als eine ſchöne Divi- 
dende bezeichnet werden darf. Die Ankaufspreiſe ſind in 
letzter Zeit jo enorm geſtiegen, daß es unmöglich iſt, 
mehr zurückzubezahlen“ Die gemachten Erſparniſſe von 
Fr. 3989 werden nach Beſchluß der Generalverſammlung 
wie folgt verwendet: Einlage in den Reſervefonds 
Fr. 1500, Rückvergütung (8 % für Spezereien, 5 % für 
Schuhwaren) Fr. 2073, Gratifikationen und Rückzahlung 
an den Kaſſier Fr. 226, Saldovortrag Fr. 90. 

Aus der Bilanz ſeien folgende Boten angeführt: 
Warenvorräte Fr. 10,117, Debitoren Fr. 2576, Mobilien 
Fr. 851, Kaſſa und Werttitel Fr. 287, Guthaben bei der 
Pure Oil-Comp. Fr. 42, Guthaben des Verkäufers Frans 
ken 1354, Warenkreditoren Fr. 4451, Kontokorrentſchulden 
Fr. 2205, Darlehen der Vereine Fr. 884, Spareinlagen 
der Mitglieder Fr. 316, Diverſe 673. 

„Langendorf. Vom Konſumverein Langendorf er— 
halten wir die Bilanz pro 30. April 1910 und einen hand— 
ſchriftlichen Auszug aus dem Geſchäftsbericht. Darnach 
zählt die Genoſſenſchaft 823 Mitglieder, die für Fr. 177,575 
rückvergütungsberechtigte Bezüge machten. Der Total— 
umſatz betrug Fr. 263,546. Vom Betriebsüberſchuß von 
Fr. 12,964 erhalten die Mitglieder Fr. 12,430, d. h. 7% 
und der Reſt von Fr. 534 wird auf neue Rechnung vor— 
getragen. Die Bilanz per Ende April 1910 verzeigt: 
Fr. 1274 Kaſſa, Fr. 7954 Mobilien, Fr. 5866 Debitoren, 
Fr. 170,369 Vorräte in den Depots, Kellern, Maga— 
zinen und in der Wirtſchaft, Fr. 100,000 Anlagekapital, 
Fr. 23,339 Reſerven, Fr. 2150 Garantiefonds und 
Fr. 46,929 Kreditoren. 

x, Nederswil. Das 7. Geſchäftsjahr vom 8. Dezember 
1908 bis 6. Dezember 1909 brachte unſerem dortigen Ver— 
bandsverein bei ſtationärer Mitgliederzahl ein Ueberſchuß 
von Fr. 13,701, d. h. Fr. 1067 mehr als 1908. 

Der Betriebsüberſchuß von Fr. 1020 wird zu Ein⸗ 
lagen in die Reſerven, Fr. 204, Rückvergütungen an Mit— 
glieder (7% und Nichtmitglieder (5° 0), Fr. 656, verwendet. 
Ein Reſt von Fr. 160 wird auf Rechnung 1910 übertragen. 

Aus der Bilanz notieren wir: Immobilien Fr. 8600, 
Hypotheken Fr. 8200, Mobilien Fr. 448, Reſerven Fr. 503, 
Kaſſa und Wertſchriften Fr. 257, Anteilſcheinkapital Fr. 220. 
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— Aufſichtsrat. Der Aufſichtsrat wird am 15./16. 
Oktober in Baſel eine Sitzung abhalten. Unter anderem 
werden zur Beratung kommen der Entwurf einer neuen 
Dienſt- und Gehaltsordnung und die Auswahl des Ortes 
der nächſten Delegiertenverſammlung. 


Verbandsnachrichten. 


Verantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchweif. Konſumvereine. — Verantwortliche Redaktion: Dr. Gshar Schär. 
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Verband schweiz. Konsumvereine. 


JFC 
Alle Verbandsvereine sind nun im Besitze . 


unseres neu angelegten 


illustrierten 


Bürstenwaren-Kataloges, 


Er enthält die gangbarsten und zweck- 
mässigsten Produkte der leistungsfähigsten 
Bürsten- und Seilfabriken. Seine Anordnung 
und Ausstattung ermöglicht rasche Wahl- 
und Kalkulation der Artikel. Alle im Ka- 
taloge aufgeführten Waren befinden sich 
im Lagerhaus des V.S.K. in Pratteln auf 
Lager und ersuchen wir die Vereinsverwal- 
tungen, sich bei Bestellungen in ihrem ei- 
genen Interesse an unsern Katalog zu halten. 


Der Katalog enthält alle Bürstenwaren-Artikel 
für 


Küchen. Haushalt, Bäckerei u. Litera, 
Haar- U. Zahnpleee, Stall l. Wagen, 


sowie 


Seilerwaren, 


welche wir neu eingeführt haben. 
4 U 
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Unser neuer illustrierter 


En 
1 1 
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SCHUHWAREN 
ee 


für die 


Wintersaison 1910/11 


befindet sich mit nächster Woche im Besitze 
sämtlicher Verbandsvereine. Wir ersuchen die 
tit. Vereinsverwaltungen, unserem vorzüglich 
ausgestatteter Katalog, welcher eine grosse und 
reiche Auswahl zu vorteilhaften Konditionen 
bietet, bei Bedarf ihre werte Aufmerksamkeit zu 
schenken. Vereine dieeinSchuhwarenlager nicht 
angelegt haben, ersuchen wir, unseren Katalog 
im Laden aufzulegen und in ihren Inseraten WS 
die Mitglieder darauf aufmerksam zu machen. ?$ 
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